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Von Ulrich Steudel

Jugendliche, die in diesem Sommer
ihr Abitur abgelegt haben, kennen

den Eisernen Vorhang nur aus den Ge-
schichtsbüchern. Ja, so lange sind wir
nun schon wieder ein Volk, dass es für
die jungen Deutschen das Normalste
von der Welt ist. Und das ist gut so.
Die Älteren unter uns haben noch eine
andere Welt kennengelernt – eine Welt,
geprägt vom Kalten Krieg, dessen Front-
linie mitten durch Deutschland verlief.
Geteilt von einer Grenze, an der die Un-
freiheit mit Waffengewalt bewacht wur-
de. Doch diese Zeiten sind vorbei. Vor
20 Jahren, als am 3. Oktober 1990 die
deutsche Einheit besiegelt wurde, be-
gann eine neue Zeitrechnung.
Das bevorstehende Jubiläum ist ein
Grund zum Feiern – trotz der Probleme,
die die Wiedervereinigung mit sich
 gebracht hat, trotz aller Enttäuschun-
gen, die vielen Ostdeutschen nicht
 erspart geblieben sind. Ihnen sei in Er-
innerung gerufen, was die deutsche
 Gesellschaft in den vergangenen zwei
Jahrzehnten geleistet hat: Seit 1991 zah-
len alle Deutschen einen Solidaritäts -
zuschlag, um die enormen Kosten der
Einheit mitzufinanzieren. Allein in die-
sem Jahr werden elf Milliarden Euro
 zusammenkommen. Zwischen 1995
und 2004 sind rund 94,5 Milliarden Euro
im Rahmen des ersten Solidarpaktes in
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den Aufbau der neuen Bundesländer in-
vestiert worden. Weitere 156,5 Milliar-
den Euro werden durch den Solidarpakt
II bis 2019 fließen. Die Früchte dieser
gemeinsamen Kraftanstrengung sind
überall sichtbar und gerade für das
Handwerk ein Segen. Aus Schlagloch-
pisten ist ein intaktes Straßennetz ent-
standen, so dass Westdeutsche mitunter
neidvoll nach Osten blicken. Viele
Innenstädte wurden saniert, historische
Bausubstanz wurde vor dem Verfall be-
wahrt. Und sogar ein altes Versprechen
Erich Honeckers, das er selbst hätte nie
halten können, wurde eingelöst: Im Jahr
2000 gab es in Ostdeutschland keine
Wohnungsnot mehr, viele Familien ha-
ben sich sogar den Traum vom eigenen
Häuschen verwirklicht.
Bei all den Erfolgsmeldungen darf aber
nicht verschwiegen werden, dass viele
Ostdeutsche sich nicht zu den Ge -
winnern der Wiedervereinigung zählen.
Arbeitslosenquoten von bis zu 20 Pro-
zent lassen enttäuschte Menschen zu-
rück, die an der neuen Freiheit zweifeln,
sich vom Staat im Stich gelassen fühlen
oder sich gar die Geborgenheit des
DDR-Alltages zurückwünschen. Ande-
re, vor allem junge Menschen, ziehen
einfach weg. Das ist besonders schade.
Denn wenn der Aufbau Ost zukunfts -
fähig bleiben soll, dann bedarf es vor
 allem einer Jugend, die ihrer Heimat
nicht den Rücken kehrt.

Interview: Frank Muck

DHZ: Ist das Energiekonzept der

Bundesregierung aus Ihrer Sicht ein Er-

folg?

Jakobi: Die Ziele lesen sich sehr gut,
doch ich glaube nicht, dass man sie mit
diesem Papier wird erreichen können.
Wir meinen, dass die Schwerpunkte
nicht richtig gesetzt sind und so droht
aus der „Brücke“ Kernkraft ein Umweg
zu werden. Versorgungssicherheit ist
zwar wichtig, aber man hätte auf dezen-
trale Energieversorgung mehr Wert le-
gen müssen. Mit diesem Dokument hat
man stattdessen das Oligopol der vier
großen Versorger gestärkt.
DHZ: Was bedeutet die Laufzeitverlän-
gerung konkret für die Elektrohand-

werke?

Jakobi: Das Interesse an moderner Ge-
bäudetechnik ist in den vergangenen
Jahren stark gestiegen. Das Thema „er-
neuerbare Energien“ ist bei den Kunden
angekommen. Ein Motiv sind die Ener-
giepreise. Solartechnik ist aus dem Ge-
schäftsalltag von mehr als einem Drittel
elektrotechnischer Handwerksbetriebe
nicht mehr wegzudenken. Auch die
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Wärmepumpe ist inzwischen ein wich-
tiges Standbein für die Branche. Zusätz-
lich hat die Energieart Strom in den
letzten Jahren durch die Erzeugung
mittels regenerativer Quellen einen
Imagewandel erlebt. Dieser Wandel zur
„Edelenergie“ hilft unserer Branche und
bringt Verbraucher dazu, auf erneuer-
bare Energien zu setzen. Mit der Lauf-
zeitverlängerung der Kernkraftwerke
wird das Interesse daran wieder sinken.
DHZ: Was wäre aus Sicht der Elektro-
handwerke ein zukunftsweisendes

Energiekonzept?

Jakobi: Der Fokus muss stärker auf die
dezentrale Energieversorgung ausge-
richtet sein. Darüber hinaus brauchen
alle Beteiligten faire Marktzugangs -
chancen, damit die angestrebten Ener-
giedienstleistungen wirklich beim Kun-
den ankommen. Das setzt vor allem Ge-
spräche mit allen Marktteilnehmern
voraus. Es war nicht richtig, allein die
vier großen Energieversorger an den
Tisch zu holen. Eine Beteiligung kleine-
rer Versorger und des Handwerks wäre
sinnvoller gewesen, denn die Umset-
zung der klimapolitischen Ziele steht
und fällt mit den gebäudetechnischen

Handwerken. Sie bringen zum Beispiel
seit Mitte der 90er Jahre Erfahrung auf
dem Gebiet der Energie- und Strom-
spar-Checks mit. Im Konzept ist sogar
die Rede davon, dass man für die Hand-
werke Qualifizierungserfordernisse
sieht und dass Ausbildungsordnungen
neu geschrieben werden sollen. Man
hat also erkannt, dass das Konzept ohne
das Handwerk nicht zu realisieren ist,
hat aber nicht mit uns geredet.
DHZ: Ist der Qualifizierungsbedarf der
gebäudetechnischen Handwerke tat-

sächlich noch so groß?

Jakobi: Der ZVEH hat mit der Son -
derschau „Das E-Haus“ auf mehreren
Messen – Internationale Handwerks-
messe, Light+Building und IFA – in
 diesem Jahr eindrucksvoll bewiesen,

was die E-Handwerksbetriebe können.
Unser Modellhaus setzt Standards für
Energieeffizienz und Vernetzung. Ande-
re stellen diese Art von Haus bisher nur
virtuell dar. Wenn man also von Regie-
rungsseite Qualifizierungsbedarf sieht,
dann stehen wir für Gespräche gerne
zur Ver fügung.
DHZ: Wie sehen Sie die Chancen, dass
das Gebäudesanierungsprogramm fi-

nanziell wieder besser ausgestattet wird

und die erneuerbaren Energien wieder

stärker gefördert werden?

Jakobi: Das Energiekonzept klingt in
dem Punkt vielversprechend. Die För-
derung wird jedoch davon abhängen,
wie viel Haushaltsmittel zur Verfügung
stehen. Das laufende Wirtschaftsjahr
stimmt mich dahingehend optimis-
tisch. Die Regierung hat sicher bemerkt,
dass die Fördermittel gut angelegt sind.
Das Bundesbauministerium geht davon
aus, dass man bisher gut sieben Milliar-
den Euro in das Gebäudesanierungs-
programm investiert und damit Investi-
tionen von annähernd 70 Milliarden
Euro ausgelöst hat. Das spricht für sich.
Von daher hoffe ich, dass die Regierung
diese Aussage wirklich ernst meint.

Benötigen wir mehr Führung? Haben
wir gar eine Führungskrise? Nahezu je-
der, der in Richtung Politik schielt, wird
diese Fragen klar bejahen. Nun ist es ein
Leichtes, von anderen mehr Führungs-
stärke zu fordern. Wir sollten uns aber
zunächst fragen, wie es um unsere
 eigene Führungsleistung bestellt ist.
Für die meisten mittelständischen
Unternehmen gilt: Sie sind auf der stän-
digen Suche nach neuen und besseren
Produkten oder Dienstleistungen, wir-
kungsvoller Marktbearbeitung, ausge-
klügelten Marketingaktionen, technolo-
gischen Sprüngen oder sie unter -
nehmen schweißtreibende Kostensen-
kungsanstrengungen. Alles sicherlich
wertvoll. Das wichtigste Feld zur Diffe-
renzierung im Wettbewerb liegt jedoch
weitgehend brach: Es ist die Frage, wie
ein Unternehmen geführt wird. Ein
schlaglichtartiger Blick auf die wichtigs -
ten Führungsaufgaben:
Orientierung geben: Wo steht Ihr Unter-
nehmen in zehn Jahren? Was ist der Da-
seinszweck Ihrer Organisation? Und: In
welchem Teil Ihrer Wertschöpfungsket-
te unterscheiden sie sich am stärksten
vom Durchschnitt der Branche? In aller
Regel sind die Antworten, die wir hier
bekommen, oberflächlich und nicht
ausreichend.
Menschen auswählen: Die wichtigste
Führungsaufgabe überhaupt. Wie at-
traktiv ist Ihr Unternehmen für gute
Leute? Leider ist die Auswahlpraxis in
neun von zehn Unternehmen in einem
miserablen Zustand.
Für Ziele sorgen: Viele unnötige Ma-
nagement-Modewellen haben zu einem
regelrechten Messwahn geführt und
 individuelles Urteilsvermögen ver-
drängt. Vergessen Sie nie: Je wichtiger
ein Thema, desto weniger lässt es sich
messen.
Fordern und fördern: Wie viel Zeit ver-
wenden Sie auf die Begleitung Ihrer
Mitarbeiter? Regelmäßiges, professio-
nelles Feedback ist sehr wichtig.
In diesem Sinne wird gute Führung zu
dem entscheidenden Wettbewerbs- und
Differenzierungsfaktor der nächsten
zehn Jahre. Wer die skizzierten Aufga-
ben professionell erledigt, hat beste
Chancen, sich im härter werdenden
Wettbewerb zu behaupten.
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Wichtiger Wettbewerbsfaktor

Von Lothar Semper

Bei weiter steigender Weltbevölke-
rung und zunehmendem Energie-

hunger wird immer mehr zur Schlüssel-
frage: Wie sieht die Energieversorgung
der Zukunft aus?  Öl, Gas und Kohle – so
viel ist sicher – werden früher oder
 später zur Neige gehen. Und je knapper
sie werden, umso stärker wird sich dies
in den Preisen niederschlagen. Für
Deutschland will auf diese Schlüssel -
frage aktuell die Bundesregierung mit
ihrem Energiekonzept Antworten ge-
ben. Dies ist sicherlich richtig und
 wichtig. Aber die Kernfragen der Ener-
gieversorgung dieser Welt verlangen
wohl auch zumindest europaweit oder
besser noch weltweit abgestimmte Ant-
worten. So ist es ein richtiger Ansatz, die
Sonnenenergie dort zu nutzen, wo sie
am meisten Ertrag verspricht. Das Pro-
jekt „Desertec“ kann jedoch nur gelin-
gen, wenn die Partner auf Verlässlich-
keit setzen können und nicht Erpress-
barkeit befürchten müssen.

Internationale Aufgabe

Die Menschheit wird lernen und akzep-
tieren müssen, dass die Energieversor-
gung der Zukunft nur gemeinsam zu
schultern ist. Dennoch aber ist es zwei-
felsohne gut, dass auch Deutschland
sich positioniert. Die Eckwerte des
Energiekonzepts weisen durchaus in
die richtige Richtung – ungeachtet der
Diskussionen darum, wie nun der Kom-

Energiekonzept der Bundesregierung liefert Stoff für Diskussionen

Zukunft braucht Energie
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promiss um die Laufzeitverlängerung
der Kernkraftwerke zustande gekom-
men ist.
Als Übergangslösung kann man auf die-
se Energieform nicht verzichten. Es ist
sicherlich nicht verkehrt, Zusatzgewin-
ne aus Laufzeitverlängerungen für die
Forschung im Bereich Energieeffizienz
abzuschöpfen. Sie lediglich zur Haus -
haltskonsolidierung einsetzen zu wol-
len, muss aber strikt abgelehnt werden.
Die billigste Energie wiederum ist die,
die nicht gebraucht wird. Und hier ist
Deutschland ohne Zweifel auf einem
guten Weg. Unser Land geht bereits jetzt
mit Energie effizienter um als die meis-
ten anderen Staaten. Mit derselben
Menge an Energie kann heute erheblich
mehr an Gütern und Dienstleistungen
erbracht werden als vor einigen Jahr-
zehnten.
Die Einsparpotenziale sind bei Weitem

noch nicht ausgeschöpft. Ob man aller-
dings allen Immobilienbesitzern ein
Nullemissionshaus aufs Auge drücken
kann, ist dann wiederum doch zu be-
zweifeln. Auch in Energiefragen müssen
Kosten und Nutzen in einem angemes-
senen Verhältnis stehen. Der Staat kann
mit Fördermaßnahmen aber einiges da-
zu beitragen, um das Kosten-Nutzen-
Verhältnis von Energiesparmaßnahmen
zu verbessern.
Nun könnte man fragen: Ist das Aufgabe
des Staates? Hier gilt wohl ein eindeuti-
ges Ja, zumal sich nur in wenigen ande-
ren Bereichen staatliche Förderung der-
art rentiert wie beispielsweise bei der
Gebäudesanierung. Denn den staat-
lichen Anreizen folgen private Investi-
tionen in mehrfacher  Höhe. Dies
kommt zudem auch dem Handwerk zu-
gute und sichert und  steigert hier Ar-
beitsplätze und Wertschöpfung.

CONTRAWir brau-
chen keine

Mietrechtsänderungen und Verschlech-
terungen, um die Gebäudesanierung
voranzutreiben. Die derzeit kursieren-
den Änderungsvorschläge für das Miet-
recht machen wenig Sinn und gehen an

der Problematik der Sanierung weitge-
hend vorbei. Wer Duldungspflichten für
Mieter erweitern will, kennt offensicht-
lich die aktuelle Gesetzeslage nicht. Da-
nach entscheidet allein der Vermieter,
ob, wann und wie viel modernisiert
werden wird. Der Mieter wird nicht ge-
fragt. Er kann nur in besonderen Härte-
fällen widersprechen. Hier gibt es kaum
Rechte, die Mietern noch beschnitten
werden könnten. Mit der Forderung
nach Abschaffung des Mietminde-
rungsrechts bei Baumaßnahmen zur
energetischen Sanierung wird verkannt,
dass Minderungsrechte im gesamten

Zivilrecht gelten. Außerdem mindern
Mieter die Miete nicht, weil moderni-
siert wird, sondern weil sie mit Lärm,
Dreck, abgestellten Heizungen oder
Einrüstungen konfrontiert werden. Aus
meiner Sicht wird sich auch kein Eigen-
tümer bei einer Modernisierungsinves-
tition von mehreren 100.000 Euro von
einem Mietminderungsrecht abschre-
cken lassen. Wenn tatsächlich zwei
Mietparteien die Miete einen Monat um
20 Prozent kürzen, dann wären das 240
Euro. Wer Gebäudesanierungen will,
muss Vorgaben machen, bis wann wel-
cher energetische Zustand erreicht wer-
den soll – wie es die Regierung jetzt tut.
Gleichzeitig müssen die Fördermittel,
etwa für das CO2-Gebäudesanierungs-
programm, aufgestockt und nicht
 gekürzt werden. Wir brauchen etwa drei
bis fünf Milliarden Euro im Jahr.

PRODer Entwurf des Energie-
konzeptes der Bundesre-

gierung formuliert Kernelemente einer
Modernisierungsoffensive für Gebäude,
ausdrücklich auch für den Wohnungs-
bestand. So soll mit der Novelle der
Energieeinsparverordnung 2012 der

Standard Nullemission für alle Gebäude
eingeführt werden, und zwar bis zum
Jahr 2050.
Dieser Standard ist für eine Vielzahl von
Wohngebäuden insbesondere in inner-
städtischen Lagen technisch nicht reali-
sierbar. Darüber hinaus ist Nullemis-
sion nicht wirtschaftlich umsetzbar und
vor dem Hintergrund der Eigentumsga-
rantie des Grundgesetzes folglich recht-
lich unzulässig.
Es wäre ein großer Fortschritt, wenn so
viele Gebäude wie technisch möglich
nach und nach auf den Standard mo-
dernisiert würden, der in der Energie-

einsparverordnung 2009 festgelegt ist.
Leider ist selbst dieses Ziel heute nur in
seltenen Fällen wirtschaftlich zu errei-
chen. Eine weitere Hürde bei der ener-
getischen Modernisierung des vermie-
teten Gebäudebestandes ist das Miet-
recht. Diese Modernisierungen schei-
tern zunächst an Mietern, die diese
Maßnahmen nicht dulden wollen. Ist
diese Hürde überwunden, greifen kom-
plizierte Normen, die Modernisierungs-
mieterhöhungen verhindern. Und
schließlich werden potenzielle Investo-
ren durch Mietminderungsrechte in der
Phase des Umbaus demotiviert. Eine
Novellierung des Mietrechts ist drin-
gend geboten. Ansonsten sind die von
der Bundesregierung im Energiekon-
zept angestrebten zwei Prozent Sanie-
rungsquote nicht im Entferntesten zu
erreichen.

Diskussion um Kostenbeteiligung bei der Erneuerung

Mietrechtsänderung für
Gebäudesanierung?
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Deutschland.
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„Die Sanierungsquote ist ohne
eine Änderung des Mietrechts
nicht erreichbar.“

„Es gibt kaum Rechte, die
Mietern noch beschnitten
werden könnten.“


